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Anlage 9 zur GRDrs 772/2011

Stellenschaffung zum Stellenplan 2012
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	51-00-32

51026100

	Jugendamt


	S 12
	Sachbearbeiter/-in
	0,5
	KW 01/2014
	25.400


1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer 0,5 befristeten Stelle bis 31.12.2013 für Sozialarbeiter in S 12 für die ambulante Maßnahme Betreuungsweisung.
2
Schaffungskriterien

Die Schaffung ist notwendig, um der gestiegenen Fallzahl gerecht werden zu können.
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Die Neue Ambulante Maßnahme Betreuungsweisung wird seit 1997 von der Dienststelle „Jugendhilfe im Strafverfahren“ angeboten. Die Nutzung dieses Angebots hat sich in der Zwischenzeit mehr als versiebenfacht. 

3
Bedarf

3.1
Anlass
Die Betreuungsweisung gehört zu den Neuen Ambulanten Maßnahmen und ist im § 10 JGG verankert. Auf dieser Grundlage erfolgt die Zuweisung per Gerichtsurteil.
Das sozialpädagogische Ziel ambulanter Maßnahmen ist die Förderung und Erweiterung sozialer Handlungskompetenzen. Die zu betreuenden jungen Menschen sollen zu einer eigenverantwortlichen Alltagsbewältigung angeleitet und in der Entwicklung ihrer persönlichen Lebensperspektiven und -inhalte unterstützt werden; außerdem werden ihnen Möglichkeiten sozialadäquater Verhaltensweisen vermittelt. Dadurch erhält die Betreuungsweisung zusätzlich einen präventiven Charakter – junge Menschen, die ihr Leben in den Griff bekommen haben, begehen keine Straftaten.

Mit dem bisherigen Stellenanteil von einer 100 % Stelle für die Maßnahme der Betreuungsweisung sollen zehn, im Höchstfall zwölf junge Menschen parallel zueinander betreut werden (Die durchschnittliche Betreuungszeit beträgt ½ Jahr.). Dies geht aus den fachlichen Standards der Leitlinien für Ambulante Maßnahmen der LAG Baden Württemberg hervor. 
Nur den jungen Menschen wird eine Betreuungsweisung im Gerichtsverfahren auferlegt, die eine entsprechende Problematik in ihrem Leben aufzeigen. Die Maßnahme sollte so bald als möglich nach der Verhandlung beginnen, damit sie ihr aus den Bahnen geratenes Leben ordnen können. Diese jungen Menschen mit ihren zu bearbeitenden Zielen, wie z.B. Schul- und Ausbildungsbeginn, dürfen nicht auf eine Warteliste geschoben werden. Auch die Verweigerungshaltung der jungen Menschen an sich muss sofort angegangen werden, da hinter dieser Haltung oft Traumatisierungen zu finden und zu bearbeiten sind. Des Weiteren sollte außerdem noch ein Bezug zu der Verhandlung, der Straftat und dem Urteil vorliegen. 

Um die Qualität der Arbeit zu garantieren, ist bei der Betreuung/ Begleitung eines jungen Menschen  von wenigstens 3 Stunden wöchentlich auszugehen. Damit trotzdem die verurteilten jungen Menschen durch die Maßnahme die notwendige zeitnahe Begleitung und Betreuung erfahren konnten, wurde in den vergangenen Jahren versucht, die Mehrbelastung durch Einsatz von SemesterpraktikantInnen und SozialpädagogInnen im Anerkennungsjahr aufzufangen. 
Für die zeitnahe Aufgabenerfüllung, mit Bezug zur Straftat, sind auf der Grundlage der Leitlinien für ambulante Maßnahmen demnach mindestens 1,5 Planstellen erforderlich. In der Vergangenheit hat es sich gezeigt, dass die Effektivität einer Maßnahme steigt, wenn diese zeitnah durchgeführt wird. Die Schaffung einer zusätzlichen 0,5 Planstelle wird deswegen beantragt.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Aufgrund der hohen Fallzahlen müssen derzeit Einschränkungen vorgenommen werden. Es bestehen Wartezeiten von teilweise einem Jahr und mehr.
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffungen

Die Aufgabenerfüllung der „Jugendhilfe im Strafverfahren“, Neue Ambulante Maßnahmen, Betreuungsweisung kann nicht zeitnah begonnen werden. Es können weniger junge Menschen notwendige Hilfestellung für ihr persönliches Leben erhalten, was bis in den Kinder- und Jugendschutz hineinreicht. Es wird eine Warteliste geführt. 
4
Stellenvermerke
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